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Änderungsantrag zu EP­S­01

Von Zeile 565 bis 567:
Ein Großteil von CETA ist bereits in Kraft, die problematischen Teile, die auch national ratifiziert werden
müssen, noch nicht. Diese wollen wir in der aktuellen Form nicht ratifizieren. Das Handelsabkommen mit
Kanada (CETA) genügt unseren Anforderungen an ein gerechtes Handelsabkommen nicht: Marktöffnungen
wurden verbindlich, soziale und ökologische Standards nur unverbindlich verankert. Wir Grünen lehnen
das Freihandelsabkommen mit Kanada (CETA) in dieser Form ab. Wir werden uns stattdessen dafür
einsetzen, dass der Vertragstext mit Kanada neu verhandelt wird, um die hochproblematischen
Regelungen zu den Konzern-Schiedsgerichten (ICS) aus dem Vertragstext zu streichen, um das
Vorsorgeprinzip effektiv im Vertrag zu verankern, die kommunale Daseinsvorsorge ausreichend zu
schützen, den Pariser Klimavertrag als wesentlichen Bestandteil zu verankern und die parlamentarische
Mitentscheidung bei der so genannten regulatorischen Kooperation zu garantieren.
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